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Thema Keine Einschrankung

Schlagworte Abfalldeponie

Akteure Flach, Beat (glp/pvl, AG) NR/CN, Noser, Ruedi (fdp/plr, ZH) SR/CE
Prozesstypen Keine Einschrankung
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 16.12.2022
BERNADETTE FLUCKIGER

Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz
Umweltschutz

Im Dezember 2022 préasentierte der Bundesrat die Botschaft fliir die Revision des
Umweltschutzgesetzes. Die Revision bezweckt Veranderungen in den Bereichen Larm,
Altlasten, Lenkungsabgaben, Finanzierung von Aus- und Weiterbildungskursen zum
Umgang mit Pflanzenschutzmitteln, beim E-Government sowie beim Strafrecht.

Beim Larmschutz will der Bundesrat die raumplanerischen Ziele (verdichtetes Bauen /
Siedlungsentwicklung nach innen) besser mit dem Schutz der Bevélkerung vor
Larmemissionen in Einklang bringen. Mit den vorgesehenen Anderungen im USG sollen
die Rechts- und Planungssicherheit erhdéht werden, indem die léarmrechtlichen
Kriterien fir Baubewilligungen prézisiert werden. Die Anderungen stiinden in Einklang
mit dem «Nationalen Massnahmenplan zur Verringerung der Larmbelastung» und setze
die Motion 16.3529 Flach (glp, AG) um, so der Bundesrat.

Im Bereich der Altlasten beabsichtigt der Bundesrat, die Sanierung von &ffentlichen
und privaten Béden voranzutreiben. Die Untersuchung und Sanierung offentlicher
Kinderspielplatze und Grinflachen sollen verbindlich geregelt werden, wobei die
Kosten der Sanierung zu 60 Prozent durch den VASA-Fonds Gbernommen wirden. Die
weiterhin freiwillige Untersuchung und Sanierung privater Kinderspielplatze und
Hausgarten wirde durch eine 40-prozentige Beteiligung des VASA-Fonds unterstitzt.
Weiter sollen durch ehemalige Deponien oder industrielle Aktivitaten belastete
Standorte generell rascher analysiert und saniert werden. Bei den 300-Meter-
Schiessanlagen schlug der Bundesrat vor, in Zukunft nicht mehr eine Pauschale pro
Scheibe zu sprechen, sondern dass der Bund die Sanierungskosten generell zu 40
Prozent Ubernimmt. Mit diesen Anderungen werde die Motion 18.3018 Salzmann (svp,
BE) erflllt und das Anliegen einer abgelehnten Motion 20.4546 Fivaz (gp, NE)
aufgenommen, so die Botschaft.

Bei den Lenkungsabgaben sollen diejenigen Artikel im USG, die den Schwefelgehalt von
einigen Treibstoffen betreffen, gestrichen werden, da sie aufgrund strengerer
Vorschriften in der LRV keine Anwendung mehr finden.

Eine weitere Neuerung im USG soll es dem Bund erlauben, private Institutionen
finanziell zu unterstltzen, die an sie Ubertragene Aufgaben im Bereich der Aus- und
Weiterbildung zum Umgang mit Pflanzenschutzmitteln wahrnehmen. Diese Anderung
werde insbesondere die Umsetzung von Massnahmen des Aktionsplans zur
Risikoreduktion und nachhaltigen Anwendung von Pflanzenschutzmitteln vereinfachen.
Die vorliegende Revision schaffe auch die gesetzliche Grundlage, um das E-
Government-Programm des UVEK im Umweltschutzbereich zu verankern, so der
Bundesrat.

Schliesslich bezweckt der Bundesrat einige der Strafbestimmungen im USG anzupassen
und das Strafmass fur schwere Delikte anzuheben. Zudem solle die Zusammenarbeit
zwischen den zustandigen Strafverfolgungs- und Umweltschutzbehdrden gestarkt
werden. !
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